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Legende:

Module

Weg

Zaun

Pipeline und Abstände

Nebenanlagen

Übersichtslageplan M 1:25.000

SATZUNG der Stadt Werneuchen über den vorhabenbezogenen

Bebauungsplan "Photovoltaik-Anlage Schönfeld Nord"

Auf Grund des § 10 und § 12 Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I

S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.06.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192) geändert worden ist

sowie nach § 87 der Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 15.11.2018

(GVBl.I/18, [Nr. 39]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.09.2023 (GVBl.I/23, [Nr. 18]) in Verbindung mit § 3 der

Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 05.03.2024 (GVBl.I/24, [Nr. 10], S., ber.

[Nr. 38]), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18.12.2025 (GVBl.I/25, [Nr. 27], S.1) wird nach

Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Werneuchen am ....................... die Satzung

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Photovoltaik-Anlage Schönfeld Nord" in der Fassung vom

................................ bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) erlassen.

Werneuchen, .......................   ........................................................

   Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel

Stadt Werneuchen

Landkreis: Barnim

Vorhaben:

Vorhaben- und Erschließungsplan als Bestandteil des

VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLAN

"Photovoltaik-Anlage Schönfeld Nord"

Entwurf

Juli 2026 M 1:5.000

Bestandteile:

TEIL A: Planzeichnung TEIL B: Textteil

ZEICHENERKLÄRUNGEN:

I. Planzeichen nach Planzeichenverordnung

Art der baulichen Nutzung

Sonstiges Sondergebiet mit der

Zweckbestimmung "Photovoltaikanlage"

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

0,8 Grundflächenzahl

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 17 und § 19  BauNVO)

Bauweise

Baugrenze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO)

Sonstige Planzeichen

mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten

zu belastende Flächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

zu belastende Flächen mit Leitungsrechten

zu Gunsten der Rohölversorgung

(PCK Raffinerie GmbH Bestand - Arbeitsstreifen 25 m)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

und des Vorhaben- und Erschließungsplanes

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Nutzungsschablone:

Art der baulichen

Nutzung

max. Höhe der Photovoltaik (PV)-Module

max. Höhe der Nebenanlagen

Grundflächenzahl

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

2.1. Als Obergrenze für die zulässige Grundflächenzahl (§ 17 und § 19 BauNVO) wird 0,8 festgesetzt. Damit ist die

Modulfläche als projizierte überbaute Fläche gemeint.

2.2. Die Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind so zu errichten, dass ein Mindestabstand zwischen dem Boden und

der Unterkante der Photovoltaik-Module von 0,80 m nicht unterschritten wird. Die max. Höhe der Photovoltaik-

Module darf 3,0 m nicht überschreiten. Die max. Höhe der Nebenanlagen darf 4,0 m nicht überschreiten. Im

Sondergebiet ist eine Überschreitung der festgesetzten maximalen Anlagenhöhe durch technische Anlagen o.

Aufbauten (Antennen, Blitzschutzanlagen, u. ä.) bis zu einer max. Höhe von 7,5 m zulässig.

2.3. Die Höhenangaben beziehen sich auf den Höhenpunkt im Flurstück 26 der Gemarkung Schönfeld Flur 6 in der

Stadt Werneuchen (auf Tempelfelder Weg).

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 4 BauGB und § 23 Abs.3 BauNVO)

3.1. Zäune, Wartungsflächen und Stellplätze nach § 12 Abs. 1 BauNVO sowie Nebenanlagen nach

§ 14 Abs. 2 BauNVO, die der technischen Versorgung des Gebietes dienen, sind auch außerhalb der

Baugrenze zulässig.

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1a BauGB i.S. § 1a BauGB)

4.1. Es dürfen maximal 2 % der im Sondergebiet liegenden Baugrundstücksfläche durch Fundamente / Neben-

anlagen u. Nebengebäude versiegelt werden. Nichtüberbaubare u. nicht überbaute Flächen sind zu begrünen.

4.2. Für die Wege u. Zufahrten, mit einem Anteil v. maximal 5 % der Baugrundstücksfläche, innerhalb des Zaunes

zum Betrieb u. zur Unterhaltung der Anlagen sind wasserdurchlässige Oberflächenmaterialien zu verwenden.

4.3. Es wird eine dauerhafte extensive Bewirtschaftung auf den Flächen innerhalb des Zaunes für die Dauer des

Betriebes der Anlage durchgeführt. Die Ausführung der erforderlichen Maßnahmen ist über den Durch-

führungsvertrag rechtlich zu sichern.

4.4. Es sind die Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Schutz: Ökologische Baubegleitung i.V.m.

Kontrolle Fläche vor Baubeginn (V1) und Bauzeitenregelung (V2) bei der Umsetzung des Vorhabens gemäß

§ 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG zu beachten.

II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

(§ 87 BbgBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Die Flächen für die Photovoltaikanlagen werden umzäunt. Diese Anlagen sind auch außerhalb der Baugrenze

zulässig. Sie sind zu einer Höhe von maximal 2,60 m zulässig. Zwischen Oberkante Gelände und Unterkante Zaun

ist ein Zwischenraum von mind. 0,15 m - 0,20 m freizuhalten.

August-Wellner-Straße 1 Tel: 03771/3402048

D 08280 Aue-Bad Schlema E-Mail: kontakt@n1-ingenieure.de

N1 Ingenieurgesellschaft mbH

SO

VERFAHRENSVERMERKE:

1. Aufstellungsbeschluss

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wurde von der Stadtverordnetenversammlung am

14.07.2022 (Beschluss Nr.: Bv/552/2022) beschlossen und durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt

Werneuchen (amtliches Verkündungsblatt) vom 17.08.2022 ortsüblich bekannt gemacht.

Werneuchen, .......................   ........................................................

   Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel

2. Verfahrensschritte zum Vorentwurf

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 07.01.2025 (Beschluss Nr.: BW/765/2024) den Vorentwurf des

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Begründung und Umweltbericht beschlossen, zur Veröffentlichung

im Internet und zur Auslegung bestimmt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A - Variante 1 u. Variante 2),

dem Textteil (Teil B) u. der Begründung mit Umweltbericht, wird in der Zeit v. 17.02.2025 bis einschl. 20.03.2025

auf der Internetseite der Stadt (https://www.werneuchen-barnim.de/stadtverwaltung/oeffentlichkeitsbeteiligung/)

veröffentlicht sowie im Zentralen Internetportal des Landes (https://bb.beteiligung.diplanung.de) zugänglich

gemacht. Weiterhin erfolgt eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit in Form einer öffentlichen Auslegung

der Unterlagen im Zuge der vorgenannten Veröffentlichungsfrist in der Stadt.

Die Veröffentlichung im Internet und die öffentliche Auslegung mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während

der Veröffentlichungsfrist elektronisch übermittelt werden sollen und lediglich bei Bedarf auch auf anderem Weg

schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können und das nicht fristgerecht abgegebene Stellung-

nahmen bei der Beschlussfassung über den Entwurf unberücksichtigt bleiben können, wird durch Veröffent-

lichung auf der Internetseite der Stadt vom 14.02.2025 sowie durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt

Werneuchen (amtliches Verkündungsblatt) vom 14.02.2025 ortsüblich bekannt gemacht. (§ 3 Abs. 1 BauGB)

Die von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom

14.02.2025 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert wurden. (§ 4 Abs. 1 BauGB)

 

Werneuchen, .......................   ........................................................

   Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel

3. Verfahrensschritte zum Entwurf

Die Stadtverordnetenversammlung hat am .................... (Beschluss Nr.: BW/......../2026) den Entwurf des

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Begründung und Umweltbericht beschlossen, zur Veröffentlichung

im Internet und zur Auslegung bestimmt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), dem Textteil (Teil B) und

der Begründung mit Umweltbericht sowie den wesentlichen bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-

nahmen, wird in der Zeit vom ................... bis einschließlich ................... auf der Internetseite der Stadt

(............................................) veröffentlicht sowie im Zentralen Internetportal des Landes

(https://bb.beteiligung.diplanung.de) zugänglich gemacht. Weiterhin erfolgt eine Beteiligung der Öffentlichkeit in

Form einer öffentlichen Auslegung der Unterlagen im Zuge der vorgenannten Veröffentlichungsfrist in der Stadt.

Die Veröffentlichung im Internet und die öffentliche Auslegung mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während

der Veröffentlichungsfrist elektronisch übermittelt werden sollen und lediglich bei Bedarf auch auf anderem Weg

schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können und das nicht fristgerecht abgegebene Stellung-

nahmen bei der Beschlussfassung über die Satzung unberücksichtigt bleiben können, wird durch Veröffent-

lichung auf der Internetseite der Stadt vom ................... sowie durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt

Werneuchen (amtliches Verkündungsblatt) vom ................ ortsüblich bekannt gemacht. (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Die von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom

................... zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert wurden. (§ 4 Abs. 2BauGB)

Werneuchen, .......................   ........................................................

   Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel

4. Abwägung Entwurf und Satzungsbeschluss

Die Stadtverordnetenversammlung hat die vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger

öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit am .................... (Beschluss Nr.: BW/......../20.....) abgewogen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichung (Teil A) und Textteil (Teil B) wurde am

.................... (Beschluss Nr.: BW/......../20.....) von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung beschlossen.

Die Begründung mit Umweltbericht wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom ....................

(Beschluss Nr.: BW/......../20.....) gebilligt.

Werneuchen, .......................   ........................................................

  Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel

5. Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters mit Stand vom ..........................

und weist die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist

hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu

bildenden Grenzen in der Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

..........................., ....................... .......................................

     ÖbVI Siegel

6. Ausfertigungsvermerk

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichung (Teil A) und Textteil (Teil B), wird hiermit

ausgefertigt.

Werneuchen, .......................   ........................................................

    Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel 

7. Bekanntmachung Beschluss (§ 10 Abs. 3 BauGB)

Der Satzungsbeschluss des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes durch die Stadtverordnetenversammlung

sowie die Internetadresse der Stadt und die Stelle, bei der der Vorhabenbezogene Bebauungsplan mit

Begründung, Umweltbericht und zusammenfassender Erklärung auf Dauer während der Sprechzeiten von

jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zuerteilen ist, sind am ..................... durch

Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Werneuchen (amtliches Verkündungsblatt) ortsüblich bekannt gemacht

worden.

Der in Kraft getretene vorhabenbezogene Bebauungsplan wird ebenfalls in das Zentrale Internetportal des

Landes Brandenburg eingestellt und ist dort für jedermann einsehbar.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzungen der Verfahrensvorschriften und

Formschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter

auf die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen nach § 44 Bau GB hingewiesen worden.

Nach § 3 Abs. 4 Satz 1 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) gelten Satzungen, die

unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, 1 Jahr nach ihrer Bekannt-

machung als von Anfang an gültig zustande gekommen.

Die Satzung ist mit der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft getreten.

Die Satzung wird dem Bauaufsichtsamt des Landkreises angezeigt.

Werneuchen, .......................   ........................................................

  Astrid Hildebrand - Bürgermeisterin Siegel

II. Kartenzeichen

bestehende Flurstücksgrenzen 

  20 Flurstücksnummer

Flurgrenze

    85 Höhenlinien mit Höhenanschrieb

[in m über NHN in DHHN2016]

(nachrichtliche Übernahme - nur innerhalb Geltungsbereich

 dargestellt - digitalisiserte Höheninformationen

 aus Digitaler Topographische Karte 1:10 000)

Höhenbezugspunkt

[in m über NHN in DHHN2016]

(nachrichtliche Übernahme - digitalisiserte Höheninformationen

 aus Digitaler Topographische Karte 1:10 000)

RECHTSGRUNDLAGEN:

Die Bauleitplanung ist auf Basis nachfolgenden beschriebener Rechtsgrundlagen erarbeitet und im Verfahren

behandelt worden:

· Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung v. 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1

des Gesetzes vom 22.06.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192) geändert worden ist

· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der

Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl.

2023 I Nr. 176) geändert worden ist

· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne u. über die Darstellung des Planinhalts - Plan-

zeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom

12.08.2025 (BGBl. 2025 I S. 189) geändert worden ist

· Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 15.11.2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]),

zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.09.2023 (GVBl.I/23, [Nr. 18])

· Kommunalverfass. des Landes Brandenburg (BbgKVerf) v. 05.03.2024 (GVBl.I/24, [Nr. 10], S., ber. [Nr. 38]),

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18.12.2025 (GVBl.I/25, [Nr. 27], S.1)

· Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S.2542), das zuletzt durch Artikel 2 des

Gesetzes vom 29.03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) geändert worden ist

· Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (BbgNatSchAG) vom 21.01.2013

(GVBl.I/13, [Nr. 3], S., ber. GVBl.I/13 [Nr. 21]), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.07.2025

(GVBl.I/25, [Nr. 17])

· Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Brandenburgisches Denkmal-

schutzgesetz - BbgDSchG) vom 24.05.2004 (GVBl.I/04, [Nr.09], S.215), zuletzt geändert durch Artikel 11 des

Gesetzes vom 05.03.2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S.9)

· Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien - Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG 2023) vom 21.07.2014

(BGBl. I S. 1066), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 18.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr.347) geändert

worden ist

Die Kartengrundlage stellen die Daten aus dem Amtlichen Liegenschaftskataster Informationssystem (ALKIS-Daten)

für Werneuchen mit Stand vom 05.12.2023 dar. (Quelle GeoBasis-DE/LGB, Datenlizenz Deutschland - Namens-

nennung - Version 2.0). Das amtliches Lage- / Höhenbezugssystem ist ETRS UTM33 / DHHN2016.

TEIL A: PLANZEICHNUNG

LR1

Vorhaben- und Erschließungsplan

(Zuarbeit Vorhabenträger Stand 02.07.2026)

4. Für die Verlegung v. Medienträgern u. die damit verbundenen erforderlichen Bodeneingriffe in Bestandstrassen

in Kampfmittelverdachtsgebieten ist eine Freistellung von Anträgen auf Grundstücksüberprüfung möglich.

5. In Hinblick auf den Wegebau und die Verwendung von Recyclingmaterial für die Photovoltaik-Freiflächenanlage

gilt ab 01.08.2023 die Ersatzbaustoffverordnung (EBV-Verordnung über Anforderungen an den Einbau von

mineralischen Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken -Frost-, Deck- oder Tragschicht, Unterbau, Damm/

Wall, Wegebau).

6. Sollten bei Erdarbeiten Funde oder Befunde (z.B. Steinsetzungen, Verfärbungen, Scherben, Knochen, Metall-

gegenstände o.ä.) entdeckt werden, sind diese unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde des Land-

kreises Barnim, dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum

anzuzeigen (§ 11 BbgDSchG). - Nach dem Rückbau der Solaranlage sind das Tiefpflügen o. sonstige intensive

Bodeneingriffe im Rahmen des Rekultivierungsprozesses in ausgewiesenen Bodendenkmalflächen nicht erlaubt.

Sollten beim Rückbau der PV-Anlage Erdeingriffe im Bereich von Bodendenkmalen stattfinden, sind diese nach

§ 9 BgbDSchG  genehmigungspflichtig.

7. Die im Zuge der Beantragung des Bauvorhabens werden die geforderten Brandschutzmaßnahmen nach den

Vorgaben des Brandenburgischen Brand- u. Katastrophenschutzgesetzes (z.B. Löschwasserversorgung mittels

Löschwasserbehälter) gewährleistet.

8. Die abschließende Fassung des Vorhaben- und Erschließungsplanes inklusive der Einordnung der Anlagen und

Nebenanlagen ist im Durchführungsvertrag zu verankern. Zum Zeitpunkt der Planaufstellung liegen noch keine

abschließenden Abstimmungen mit dem Leitungsträger, dem Netz- und Anlagenbetreiber vor.

88,2

III. Hinweise

Bemaßung / Einmessung

(Abstand: Geltungsbereich

zur Baugrenze

 Breite: Schutzstreifen)

3.00 m

Hauptversorgungsleitungen

Versorgungsleitung (unterirdisch)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

(Leitungsbestand digitalisiert aus übergebenen

 Bestandsunterlagen der Leitungsträger an den

 Bauträger / Investor mit Stand 02/2024 u. 02/2025)

TEIL B: TEXTTEIL:

I. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen:

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1. Es wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung "Photovoltaikanlage" gemäß

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 11 BauNVO festgesetzt.

1.2. Es sind Nutzungen gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO (Gebiete für Anlagen zur Entwicklung oder Nutzung

erneuerbarer Energien, wie solare Sonnenenergie, dienen.) zulässig.

1.3. Es ist der Bau u. der Betrieb einer Photovoltaik-Freiflächenanlage mit Photovoltaik-Modulen und dafür

erforderlichen Nebenanlagen in Form von Verkabelungen, Trafo- und Wechselrichterstationen, Betriebs-,

Lager und Transformatorengebäuden, Batteriespeicher, Netzeinspeisestationen, Anlagen zur Speicherung

sowie anderen notwendigen Schalteinrichtungen zulässig, die der Zweckbestimmung des Sondergebietes

dienen. Es wird weiterhin die Einspeisung von Solarenergie festgesetzt.

1.4. Gemäß § 12 Abs. 3a i. V. m. § 9 Abs. 2 BauGB sind nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung

sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. Änderungen des Durchführungsvertrags

oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrags sind zulässig.

1.5. Im Schutz- / Arbeitssteifen von Versorgungsleitungen ist die Errichtungen von baulichen Anlagen und / oder

Nebenanlagen nicht zulässig.

III. Hinweise

Die Hinweise sind als Auszug auf der Planzeichnung. Weiterführende Ausführungen sind der Begründung jeweils

unter den entsprechenden Schutzgütern im Kapitel 7.2 - Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

(im Umweltbericht) sowie im Kapitel 4.4.2 - Ver- und Entsorgung zu entnehmen.

1. Die geplante Maßnahme einer „dauerhafte extensive Bewirtschaftung“ der Fläche basiert auf grundlegenden

Flächenmaßnahmen in Form von Anlage eines artenreichen Grünland-Unterwuchses (M1) und Naturver-

trägliche Bewirtschaftung von Grünlandaufwuchs (M2).

Für die Einsaat sind die Bestimmungen des § 40 BNatSchG zu beachten, wonach in Brandenburg

ausschließlich regionaltypisches Saatgut aus dem Ursprungsgebiet 22 zur Anwendung kommen darf.

Abweichungen davon bedürfen einer Genehmigung der Oberen Naturschutzbehörde (Landesamt für Umwelt,

Abteilung Naturschutz und Brandenburger Naturlandschaften, Referat N3)

Die dauerhafte Bewirtschaftung erfolgt in Form einer extensiven Grünpflege in Kombination mit einer

möglichen Beweidung (z.B. mit Schafen).

2. Ergebnisse der artenschutzrechtliche Vorbetrachtung zum Gebiet - Bei Einhaltung / Beachtung von

nachfolgenden Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Schutz sind mit Umsetzung der Maßnahme

keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG zutreffend:

V1 - Ökologische Baubegleitung i.V.m. Kontrolle Fläche vor Baubeginn

Um artenschutzrechtliche Konflikte gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 BNatSchG im Zuge der Umsetzung des

geplanten Vorhabens zu vermeiden, sind die geplanten Baumaßnahmen außerhalb der Hauptbrutzeitraum zw.

März - August der Vogelarten zu beginnen / durchzuführen oder / und durch eine ökologische Baubegleitung

die Flächen vor Baubeginn auf das Vorhandensein von Niststätten zu untersuchen. Diese Untersuchung ist zu

dokumentieren und bei Feststellung eben solcher Niststätten die erforderlichen artenschutzrechtlichen

Maßnahmen in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Barnim festzulegen.

Gewährleistung der naturschutzfachlichen Ausführung der formulierten Maßnahmen sowie die Überprüfung

der Einhaltung von gesetzlichen Vorgaben.

V2 - Bauzeitenregelung

Bei genereller Einhaltung von Aktivitätsbeschränkungen im Tagesgang (Vermeidung von Arbeiten nach

Sonnenuntergang zw. 20:00 u. 07:00 Uhr) ist eine Beeinträchtigung der nachtaktiven Arten nicht zu erwarten.
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